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1. Instanz

Aktenzeichen S 3 RJ 204/01 A
Datum 09.04.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 RJ 429/03
Datum 01.12.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 9.
April 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber den Anspruch des KlÃ¤gers auf Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit (Â§Â§ 43, 44 Sechstes Sozialgesetzbuch â�� SGB VI
â�� a.F.) bzw. Rente wegen Erwerbsminderung (Â§Â§ 43, 240 SGB VI in der ab
01.01.2001 geltenden Fassung n.F.).

Der 1946 geborene KlÃ¤ger ist bosnischer StaatsangehÃ¶riger und hat seinen
Wohnsitz in Bosnien-Herzegowina.

In der Bundesrepublik hat er zwischen dem 06.11.1974 und dem 15.07.1998 fÃ¼r
insgesamt 110 Monate BeitrÃ¤ge zur Rentenversicherung entrichtet. Vom
20.10.1978 und dem 21.06.1993 stand er in keinem pflichtversicherten
ArbeitsverhÃ¤ltnis. Zwischen 21.06.1993 und 15.07.1997 sind alle Kalendermonate
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mit einem Pfichtbeitrag belegt.

In Bosnien-Herzegowina hat der KlÃ¤ger zwischen dem 01.09.1964 und dem
03.04.1992 fÃ¼r 21 Jahre und 11 Monate Versicherungszeit nachgewiesen. Bei der
Untersuchung im Januar 2000 beim bosnischen TrÃ¤ger gab der KlÃ¤ger an, in der
Bundesrepublik als hochqualifzierter Elektriker (Meister) gearbeitet zu haben, eine
Berufsausbildung verneinte er.

Der letzte deutsche Arbeitgeber, die Firma E. (Gesellschaft fÃ¼r
Hochspannungsanlagenbau) teilte der Beklagten mit, der KlÃ¤ger sei als
Freileitungsmonteur und Steiger mit angelernten Arbeiten beschÃ¤ftigt gewesen,
die ca. eine Ausbildungsdauer von zwei Jahren erfordert haben. Ein
Ausbildungsabschluss wurde nicht nachgewiesen, der KlÃ¤ger habe sich seine
Qualifikation auf der Baustelle und durch betriebsinterne Schulungen angeeignet,
um die TÃ¤tigkeit eines voll ausgebildeten Facharbeiters habe es sich aber nicht
gehandelt. Der Betrieb sei nicht tarifvertraglich erfasst, die hausinternen
Lohngruppen wurden in Kopie Ã¼bersandt. Danach wurde der KlÃ¤ger in der
Einstiegslohngruppe 5 und zuletzt in der Lohngruppe 6 entlohnt. Das
ArbeitsverÃ¤ltnis wurde wegen der nicht erteilten VerlÃ¤ngerung der
Aufenthaltsduldung beendet. Bereits von 1974 bis 1978 war der KlÃ¤ger als
Freileitungsmonteur bei der Firma S. beschÃ¤ftigt gewesen. Er teilte mit, er wolle
noch Zeugnisse Ã¼ber seine Berufsausbildung Ã¼bersenden. Er habe 1961 bis 64
eine Ausbildung in Jugoslawien zum Elektromonteur absolviert und diese mit der
PrÃ¼fung 1964 abgeschlossen. Diese Unterlagen wurden auch im
Berufungsverfahren nicht vorgelegt.

Mit dem am 11.03.1999 in Bosnien gestellten Rentenantrag wurde ein
Untersuchungsbericht vom 16.02.2000 (Tag der Untersuchung 17.01.2000) der
Invalidenkommission Z. vorgelegt. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne im bisher hauptsÃ¤chlich
ausgeÃ¼bten Beruf seit MÃ¤rz 1999 nur noch unter zwei Stunden tÃ¤glich arbeiten,
auch die ArbeitsfÃ¤higkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt sei wesentlich
reduziert. Neben WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen als Unfallfolge wurde auch ein
psychiatrischer Befund erhoben. Danach handelt es sich um eine zeitweilige
regressive psychotische und prÃ¤psychotische StÃ¶rung und impulsive Reaktion,
mit Tendenz zur regressiven Fixierung unterstÃ¼tzt von kÃ¶rperlichen
Beschwerden und Rentenmotiven. Der Zustand sei jetzt in Remission, erfordere
aber weitere Ã¤rztliche Behandlung.

In Auswertung der Unterlagen hat Dr.D. den KlÃ¤ger als Elektriker fÃ¼r weniger als
zwei Stunden tÃ¤glich einsetzbar beurteilt. Auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
kÃ¶nne er aber vollschichtig tÃ¤tig sein, sofern hÃ¤ufiges BÃ¼cken, hÃ¤ufige
einseitige KÃ¶rperhaltung, dauerndes Stehen und Gehen, besonderer Zeitdruck
vermieden werde und es sich um leichte Arbeiten zu ebener Erde handele.

Den Rentenantrag lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 26.04. 2000 ab, mit der
BegrÃ¼ndung, der KlÃ¤ger sei weder berufs- noch erwerbsunfÃ¤hig, er kÃ¶nne
zwar den Beruf als angelernter Elektromonteur nicht mehr ausÃ¼ben, er sei aber
zumutbar verweisbar auf TÃ¤tigkeiten als Sortierer, Montierer oder einfacher
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PfÃ¶rtner.

Zur BegrÃ¼ndung seines Widerspruchs legte der KlÃ¤ger weitere Ã¤rztliche
Unterlagen vor. Aus Deutschland sei er am 30.07.1998 abgeschoben wurde,
anschlieÃ�end sei er in Bosnien bis 03.04.1999 arbeitslos gewesen und habe
Arbeitslosengeld bezogen. Seit 15.05.1999 beziehe er vom bosnischen TrÃ¤ger
Invalidenrente.

Bei der Beklagten ging ein weiterer Untersuchungsbericht vom 12.12.2000 der
Invalidenkommission M. ein, dort wurde erneut eine polymorphe psychotische
StÃ¶rung in Remission sowie ein Zustand nach Frakturen diagnostiziert. Der KlÃ¤ger
sei fÃ¼r seinen Beruf arbeitsunfÃ¤hig, leichte Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen zu
ebener Erde seien halb- bis untervollschichtig mÃ¶glich. Dr.D. konnte bei
Ã�berprÃ¼fung keine Ã�nderung der Leistungsbeurteilung erkennen. Die Beklagte
wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 25.10.2000 zurÃ¼ck mit der
BegrÃ¼ndung, der KlÃ¤ger sei nicht berufsunfÃ¤hig.

Dagegen erhob der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht Landshut und fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung aus, er fÃ¼hle sich seit der Operation 1992 sehr schlecht und in der
ArbeitsfÃ¤higkeit sehr behindert.

Das Sozialgericht veranlasste eine Begutachtung des KlÃ¤gers nach Untersuchung
am 07.04.2003 durch den Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr.Z. und die Ã�rzte
fÃ¼r Neurologie, Psychiatrie Dr.P. und Dr.S â�¦

Dr.Z. hat in seinem Gutachten die Diagnosen gestellt: 1.
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden bei Zustand nach Kompressionsbruch des 4.
LendenwirbelkÃ¶rpers, 2. FunktionsstÃ¶rung der rechten HÃ¼fte bei Zustand nach
HÃ¼ftgelenksfraktur im Jahr 2000, 3. Bluthochddruck, 4. leichtergradige depressive
StÃ¶rung.

Bei der Untersuchung fanden sich die WirbelsÃ¤ule steil gestellt, die
RÃ¼ckenmuskulatur verspannt und druckschmerzhaft. Die Beweglichkeit der HWS,
BWS und der oberen und mittleren LWS und beider HÃ¼ftgelenke war frei, wenn
auch mit Schmerzangabe. Im mittleren oberen LWS-Bereich waren keinerlei
Bewegungen mÃ¶glich, das Gangbild war hinkend unter Schonung des rechten
Beins, es besteht auch eine geringe BeinverkÃ¼rzung. Die Muskulatur an den
Beinen war aber soweit gut und seitengleich ausgeprÃ¤gt. Insgesamt handele es
sich nicht um eine gravierende FunktionsstÃ¶rung im Bereich der WirbelsÃ¤ule und
des rechten HÃ¼ftgelenks, auszuschlieÃ�en seien aber TÃ¤tigkeiten, bei denen der
KlÃ¤ger schwer heben und tragen mÃ¼sse, auÃ�erdem seien BÃ¼cken und
Zwangshaltungen zu vermeiden. Der bestehende Bluthochdruck sei
medikamentÃ¶s gut eingestellt, FolgeschÃ¤den am Herz-Kreislaufsystem seien
nicht feststellbar. Insgesamt seien zwar leistungseinschrÃ¤nkende UmstÃ¤nde
feststellbar, jedoch kÃ¶nne eine zeitliche LeistungseinschrÃ¤nkung nicht
begrÃ¼ndet werden. Als Freileitungsmonteur und Steiger kÃ¶nne der KlÃ¤ger nicht
mehr tÃ¤tig sein, er kÃ¶nne aber die genannten Verweisungsberufe wie Montierer,
Sortierer in der Metall- oder Elektroindustrie oder einfacher PfÃ¶rtner ebenso
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verrichten wie Verpacker von Kleinteilen, Verrichter sowie Zureichen, Abnehmen
und Transportieren. Die UmstellungsfÃ¤higkeit auf TÃ¤tigkeiten mit einer
Ausbildungszeit von drei Monaten sei nicht beeintrÃ¤chtigt, auch seien keine
EinschrÃ¤nkungen beim Anmarschweg zur ArbeitsstÃ¤tte vorhanden oder
zusÃ¤tzliche Arbeitspausen erforderlich.

Die Ã�rzte fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr.P. und Dr.S. haben die Diagnosen
gestellt: 1. Leichtgradige depressive StÃ¶rung, 2. chronisches
WirbelsÃ¤ulenschmerzsyndrom ohne Nervenwurzelbeteiligung. Im Gegensatz zum
Ã¤rztlichen Gutachten vom Februar 2000 konnte bei der Untersuchung keine Parese
nachgewiesen werden. Es waren keine Zeichen einer psychotischen StÃ¶rung
vorhanden und es ergaben sich auch keine Hinweise auf eine aktuelle
Nervenwurzelsymptomatik. Eine zeitliche LeistungseinschrÃ¤nkung bestehe nicht,
der KlÃ¤ger kÃ¶nne noch acht Stunden tÃ¤glich arbeiten, auch die
UmstellungsfÃ¤higkeit und nervliche Belastbarkeit sei nicht eingeschrÃ¤nkt.

Das Sozialgericht wies mit Urteil vom 09.04.2003 die Klage ab. Zur BegrÃ¼ndung
hat es sich auf das Ergebnis der Begutachtung durch Dr.S. und Dr.Z. gestÃ¼tzt. Als
Angelernter im oberen Bereich kÃ¶nne der KlÃ¤ger auf TÃ¤tigkeiten z.B eines
Montierers oder Sortierers in der Metall- oder Elektroindustrie, aber auch als
einfacher PfÃ¶rtner verwiesen werden. Diese TÃ¤tigkeiten seien aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden vollschichtig mÃ¶glich und auch zumutbar.

Dagegen legte die KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte Berufung ein. Der Gesundheitszustand
des KlÃ¤gers habe sich in letzter Zeit erheblich verschlechtert, es sei wegen des
psychischen Zustands eine stationÃ¤re Untersuchung und Behandlung des KlÃ¤gers
erforderlich gewesen, auch die GehfÃ¤higkeit habe sich verschlechtert.

Die vorgelegten Unterlagen zur ergÃ¤nzenden Stellungnahme und Auswertung an
Dr.Z. und Dres.P. und S. Ã¼bersandt.

Dr.Z. hat in der Stellungnahme vom 03.05.2004 eine Verschlechterung der
Beweglichkeit in den HÃ¼ftgelenken bestÃ¤tigt, diese sei aber nicht in einem
rentenrelevanten AusprÃ¤gungsgrad, denn es sei bisher schon berÃ¼cksichtigt
worden, dass der KlÃ¤ger nicht lange gehen oder stehen kÃ¶nne, weiterhin seien
aber TÃ¤tigkeiten im Wechsel zwischen Gehen, Stehen und Ã¼berwiegend im
Sitzen zumutbar. Es ergebe sich aus den vorgelegten Attesten kein neuer
medizinischer Sachverhalt, der eine Abweichung der bisherigen
Leistungsbeurteilung rechtfertige.

Dr.P. und Dr. S. haben in der ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 14.04.2004
ebenfalls keine Ã�nderung der Leistungsbeurteilung nachvollziehen kÃ¶nnen, die
Auswertung der vorgelegten Unterlagen zeige eine zeitlich begrenzte depressive
Erkrankung, die adÃ¤quate BehandlungsmaÃ�nahmen erfordert habe. Deshalb sei
von einer vorÃ¼bergehenden ArbeitsunfÃ¤higkeit auszugehen, nicht jedoch von
einer Ã�nderung der Leistungsbeurteilung.

Zu den ergÃ¤nzenden Stellungnahmen hat sich die KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte trotz
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mehrfacher Erinnerung nicht geÃ¤uÃ�ert.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom
09.04.2003 sowie den Bescheid der Beklagten vom 26.04.2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25.10.2000 aufzuheben und die Beklagte zu
verpflichten, ab Antrag Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit zu bezahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten der Beklagten, des
Sozialgerichts Landshut und des Bayer. Landessozialgerichts Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) ist zulÃ¤ssig, erweist sich jedoch als
unbegrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht und die Bekagte haben zu Recht den Rentenanspruch des
KlÃ¤gers verneint, da dieser weder voll noch teilweise erwerbsgemindert ist, aber
auch keinen Anspruch auf Rente wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit nach den
bisherigen Bestimmungen hat. Der Anspruch des KlÃ¤gers auf Versichertenrente
wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit ist wegen der Antragstellung vor dem
31.03.2001 an den Vorschriften des SGB VI in der bis 31.12.2000 geltenden
Fassung (a.F.) zu messen, da geltend gemacht ist, dass dieser Anspruch bereits seit
einem Zeitpunkt vor dem 01.01.2001 besteht (vgl. Â§ 300 Abs.2 SGB VI). FÃ¼r den
Ansprch des KlÃ¤gers sind aber auch die Vorschriften des SGB VI in der ab
01.01.2001 geltenden Fassung (n.F.) maÃ�gebend, soweit sinngemÃ¤Ã�
(hilfsweise) vorgetragen ist, dass jedenfalls ein Anspruch auf Rente wegen
Erwerbsminderung seit einem Zeitpunkt nach dem 31.12.2000 gegeben sei (vgl. Â§
300 Abs.1 SGB VI).

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§
43 Abs.1 SGB VI a.F., da er vom Zeitpunkt des Rentenantrags im MÃ¤rz 1999 bis
jetzt nicht im Sinne des 2. Absatzes dieser Vorschrift berufsunfÃ¤hig ist. Nach Â§ 43
Abs.2 SGB VI a.F. sind nÃ¤mlich nur solche Versicherte berufsunfÃ¤hig, deren
ErwerbsfÃ¤higkeit aus gesundheitlichen GrÃ¼nden auf weniger als die HÃ¤lfte
derjenigen von gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und
gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist (Satz 1). Der Kreis der
TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist,
umfasst hierbei alle TÃ¤tigkeiten, die deren Kenntnissen und FÃ¤higkeiten
entsprechen und ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer
Ausbildung sowie ihres bisherigen Berufs und den besonderen Anforderungen ihrer
bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen (Satz 2). BerufsunfÃ¤hig ist
nicht, wer eine zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die
jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Satz 4). Diese hier
genannten Tatbestandsmerkmale der BerufsunfÃ¤higkeit liegen beim KlÃ¤ger nicht
vor. Das nach Satz 1 dieser Vorschrift zunÃ¤chst festzustellende berufliche
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LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers ist bereits eingeschrÃ¤nkt. Er kann aber unter
den Ã¼blichen Bedingungen eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses leichte Arbeiten
Ã¼berwiegend im Sitzen noch vollschichtig verrichten. Hierbei sind Arbeiten in
Zwangshaltung, verbunden mit hÃ¤ufigem Heben und Tragen von schweren Lasten
sowie hÃ¤ufigem BÃ¼cken nicht mehr zumutbar. Der KlÃ¤ger sollte auch keine
Arbeiten verrichten mÃ¼ssen, die mit besonderer nervlicher Belastung einhergehen
wie Schicht- und Akkordarbeit. EinschrÃ¤nkungen des Anmarschweges zur
ArbeitsstÃ¤tte liegen aber nicht vor, da der KlÃ¤ger die durchschnittlich
erforderlichen FuÃ�wege zurÃ¼cklegen kann (vgl. hierzu BSG SozR 3-2200 Â§ 1247
RVO Nr.10). Auch die UmstellungsfÃ¤higkeit auf andere als die zuletzt ausgeÃ¼bte
TÃ¤tigkeit ist erhalten.

FÃ¼r die Feststellung des beruflichen LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers stÃ¼tzt
sich der Senat vor allem auf die im sozialgerichtlichen Verfahren erstellten
Gutachten von Dr.Z. und Dr.S. , die ergÃ¤nzend im Berufungsverfahren zu den
weiteren Ã¤rztlichen Unterlagen aus dem Heimatland des KlÃ¤gers Stellung
genommen haben. Diese Gutachter haben ausfÃ¼hrlich und Ã¼berzeugend alle
erhobenen Befunde ausgewertet, sich mit den dort getroffenen Aussagen
auseinandergesetzt und haben nach eigener Untersuchung die
LeistungseinschrÃ¤nkungen des KlÃ¤gers gut nachvollziehbar dargestellt und
begrÃ¼ndet. Diese Ã¼berzeugenden Leistungsbeurteilungen konnten durch die
vorgelegten Ã¤rztlichen Unterlagen nicht entkrÃ¤ftet werden. Die
GesundheitsstÃ¶rungen sind aber nicht so schwerwiegend, so dass der KlÃ¤ger
leichte Arbeiten unter Beachtung der EinchrÃ¤nkung noch vollschichtig verrichten
kann. Der Befund an den HÃ¼ftgelenken hat sich zwar seit der Untersuchung im
April 2003 verschlechtert, denn damals waren die HÃ¼ftgelenke noch frei
beweglich. Jetzt ist in den Berichten zwar von einer EinschrÃ¤nkung die Rede, dem
KlÃ¤ger konnte aber langes Stehen und Gehen bereits vorher nicht mehr zugemutet
werden, so dass eine weitergehende EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens
dadurch nicht eingetreten ist. Der KlÃ¤ger selbst wendet im Ã�brigen auch nicht
ein, dass sitzende TÃ¤tigkeiten ausgeschlossen seien. BezÃ¼glich der psychischen
StÃ¶rung handelt es sich, und dies ist bereits bei der Untersuchung im April 2003
festgestellt worden, um einen gelegentlich akuten behandlungsbedÃ¼rftigen
Befund, der von den behandelnden Ã�rzten aber auch als depressive StÃ¶rung in
Remission bezeichnet wurde. Diese Befunde sind eindeutig einer zeitlich begrenzten
depressiven Erkrankung zuzuordnen, die die eingeleiteten
BehandlungsmaÃ�nahmen erforderte. Es kann daher nur von einer
vorÃ¼bergehenden ArbeitsunfÃ¤higkeit gesprochen werden. Der Schweregrad
einer mittelgradigen Depression stellt fÃ¼r soziale und berufliche AktivitÃ¤ten im
Alltag keine so weitreichende LeistungseinschrÃ¤nkung dar, so dass leichte
Arbeiten weiterhin mÃ¶glich sind. BezÃ¼glich der jetzt geltend gemachten
HarnentleerungsstÃ¶rung berichtete der KlÃ¤ger bei der Erstuntersuchung lediglich
von einem Harndrang von drei- bis viermal nachts. Da bei der Untersuchung im
April 2003 keine Paresen und ReflexauffÃ¤lligkeiten vorhanden waren, konnte ein
Konus-Caudasyndrom eindeutig ausgeschlossen werden. Deshalb ist nicht
nachvollziehbar, auf welcher ursÃ¤chlichen Grundlage diese VerÃ¤nderungen
entstanden sein sollten. Die StÃ¶rung ist vielmehr, wie die frÃ¼her geltend
gemachte GefÃ¼hlsstÃ¶rung am gesamten rechten Bein einer psychogenen
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Symptombildung zuzuordnen. HÃ¤ufigerer Harndrang fÃ¼hrt im Ã�brigen nicht zur
ErwerbsunfÃ¤higkeit, besonders wenn man dem KlÃ¤ger nur Arbeiten nicht im
Akkord und nicht im Freien zumuten kann. An anderen Ã¼blichen ArbeitsplÃ¤tzen
ist hingegen das Aufsuchen einer Toilette ohne Schwierigkeiten mÃ¶glich.

Mit dem verbliebenden LeistungsvermÃ¶gen kann der KlÃ¤ger die zuletzt
ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als Freileitungsmonteur nicht mehr ausÃ¼ben. Bei dieser
TÃ¤tigkeit handelte es sich um eine angelernte Arbeit, die der KlÃ¤ger auf der
Baustelle und durch betriebsinterne Schulungen erlernt hat. Die Bezahlung erfolgte
nach der tariflichen bzw. betriebsinternen Einstufung in den Lohngruppen 5 bzw. 6,
also Lohngruppen, in denen Monteure eingestuft sind. Der KlÃ¤ger hat nicht die
hÃ¶chste dieser Lohngruppen, nÃ¤mlich die 7, erreicht. SelbstÃ¤ndige Monteure
und KolonnenfÃ¼hrer werden dagegen nach 8 und 9 eingruppiert. FÃ¼r eine
berufliche Ausbildung ergeben sich keine Hinweise, der KlÃ¤ger hat trotz
Aufforderung keine Zeugnisse vorgelegt und im Rentenantrag auch eine
entsprechende Berufsausbildung verneint. Auch der Arbeitgeber konnte nicht
Ã¼ber einen Ausbildungsnachweis berichten. Trotzdem ist der KlÃ¤ger in Hinblick
auf die vom Arbeitgeber mit zwei Jahren angegebene Anlernzeit als oberer
Angelernter einzustufen. Nach dem beruflichen LeistungsvermÃ¶gen ist weiterer
Ausgangspunkt fÃ¼r die Feststellung der BerufsunfÃ¤higkeit der Hauptberuf des
Versicherten. Bei dessen Bestimmung ist grundsÃ¤tzlich von der zuletzt
ausgeÃ¼bten versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit auszugehen
(vgl. Niesel, Kasseler Kommentar zu Â§ 43 SGB VI a.F. Rdnr.21 und 96 m.w.N.,
Stand Juni 1998). MaÃ�geblicher Hauptberuf ist deshalb der Beruf des
Freileitungsmonteurs, den der KlÃ¤ger, wie ausgefÃ¼hrt, nicht mehr ausÃ¼ben
kann. Er ist aber dennnoch nicht berufsunfÃ¤hig, denn es reicht nicht aus, wenn der
Versicherte seinen bisherigen Beruf nicht mehr ausÃ¼ben kann; vielmehr sind â��
wie sich aus Â§ 43 Abs.2 Satz 2 SGB VI a.F.ergibt â�� Versicherte nur dann
berufsunfÃ¤hig, wenn ihnen auch die Verweisung auf andere BerufstÃ¤tigkeiten aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden oder sozial nicht mehr zumutbar ist (stÃ¤ndige
Rechtsprechung des BSG vgl. u.a. SozR 2200 Â§ 1246 Rdnr.138). Die soziale
Zumutbarkeit einer VerweisungstÃ¤tigkeit beurteilt sich nach der sozialen
Wertigkeit des bisherigen Berufs. Um diese zu beurteilen, hat das BSG die Berufe
der Versicherten in Gruppen eingeteilt. Diese Berufsgruppen sind ausgehend von
der Bedeutung, die Dauer und Umfang der Ausbildung an die QualitÃ¤t eines Berufs
haben, gebildet worden. Dementsprechend werden die Gruppen durch den Leitberuf
des Vorarbeiters mit Vorgesetztenfunktion bzw. besonders hoch qualifizierten
Facharbeiters, des Facharbeiters (anerkannter Ausbildungsberuf mit einer
Ausbildungszeit von mehr als zwei Jahren), des angelernten Arbeiters (sonstiger
Ausbildungsberuf mit einer Regelausbildungszeit von bis zu zwei Jahren) und des
ungelernten Arbeiters charakterisiert (vgl. BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nrn.138 und
140). Die Einordnung eines bestimmten Berufs in dieses Mehrstufenschema erfolgt
aber nicht ausschlieÃ�lich nach der Dauer der absolvierten fÃ¶rmlichen
Berufsausbildung. Ausschlaggebend hierfÃ¼r ist vielmehr allein die QualitÃ¤t der
verrichteten Arbeit, d.h. der aus einer Mehrzahl von Faktoren zu ermittelnde Wert
der Arbeit fÃ¼r den Betrieb. Es kommt auf das Gesamtbild an, wie es durch die in 
Â§ 43 Abs.2 Satz 2 SGB VI am Ende genannten Merkmale (Dauer und Umfang der
Ausbildung, sowie des bisherigen Berufs, besondere Anforderung der bisherigen
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BerufstÃ¤tigkeit) umschrieben wird (vgl. z.B. BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nrn.27 und
35). GrundsÃ¤tzlich darf der Versicherte im Vergleich zu seinem bisherigen Beruf
auf die nÃ¤chstniedrigere Gruppe verwiesen werden (vgl. BSG SozR Â§ 1246 Nr.143
mit weiteren Nachweisen SozR 3-2200 Â§ 1246 Nrn.5 und 45). Unter Anwendung
dieser GrundsÃ¤tze ist der KlÃ¤ger in die Gruppe des angelernten Arbeiters und
zwar im oberen Bereich einzuordnen. Im Urteil vom 29.03.1994 hat das
Bundessozialgericht (Urteil 29.03.1994 Az.: 13 RJ 35/93 = SozR 3-2200 Â§ 1246
Nr.45) dargestellt, dass die vielschichtige und inhomogene Gruppe der angelernten
Arbeiter nach der Rechtsprechung in einen oberen und einen unteren Bereich
zerfÃ¤llt. Die Grenze zwischen dem oberen und unteren Bereich hat das BSG in der
genannten Entscheidung so gezogen, dass dem oberen Bereich alle TÃ¤tigkeiten
mit einer regelmÃ¤Ã�igen Ausbildung von Ã¼ber einem Jahr bis zu zwei Jahren
zugeordnet werden. Es hat zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, dass im Bereich der
AnlerntÃ¤tigkeit im Sinne der entsprechenden Stufe des Mehrstufenschemas als
markante GrÃ¶Ã�e die 12- und die 24-monatige Ausbildung zu erkennen ist, wobei
eine Ausbildungszeit von 24 Monaten die Regel darstelle (vgl. Â§ 25 Abs.2 Nr.2 in
Verbindung mit Â§ 26 Abs.6 BBIG). Als AngehÃ¶riger der Gruppe mit dem Leitberuf
des Angelernten im oberen Bereich kann der KlÃ¤ger nicht schlechthin auf das
allgemeine Arbeitsfeld verwiesen werden, vielmehr scheiden zum einen ungelernte
TÃ¤tigkeiten mit nur ganz geringen qualitativen Werten aus; die zumutbaren
VerweisungstÃ¤tigkeiten mÃ¼ssen sich vielmehr durch QualitÃ¤tsmerkmale, z.B.
das Erfordernis einer Einweisung oder Einarbeitung oder die Notwendigkeit
beruflicher und betrieblicher Vorkenntnisse auszeichnen (stÃ¤ndige
Rechtsprechung z.B. BSG vom 29.03.1994 a.a.O. m.w.N.). Solche TÃ¤tigkeiten
werden in der Regel der Gruppe mit dem Leitbild des Angelernten im unteren
Bereich zuzurechnen sein; aber auch durch QualitÃ¤tsmerkmale herausgehobene
ungelernte TÃ¤tigkeiten kommen hier in Betracht. Aus der EinschrÃ¤nkung der
Verweisbarkeit folgt aber zusÃ¤tzlich, dass die in Betracht kommende
VerweisungstÃ¤tigkeit konkret zu bezeichnen ist. So hat auch das Sozialgericht
entsprechend dieser Einteilung den KlÃ¤ger dem oberen Bereich der Angelernten
zugeordnet und TÃ¤tigkeiten genannt, die er noch verrichten kann. Dabei ist aus
einer Vielzahl von berufskundlichen Stellungnahmen bekannt, dass der PfÃ¶rtner,
auch der sogenannte einfache PfÃ¶rtner, aufgrund seiner verantwortungsvollen
Stellung aus dem Kreise der ungelernten TÃ¤tigkeiten herausragt und somit als
mÃ¶gliche VerweisungstÃ¤tigkeit in Betracht kommt. Aufgrund der Vorbildung des
KlÃ¤gers als Elektromonteur im Freileitungsbau sind aber auch TÃ¤tigkeiten als
Montierer in der Elektroindustrie denkbar, wie sie z.B. in den
Tarifgruppenregelungen genannt sind.

Sofern die TÃ¤tigkeiten im Sitzen zu verrichten sind und nur gelegentliches Stehen
und Gehen gefordert wird, kann der KlÃ¤ger derartige TÃ¤tigkeiten auch verrichten
und sich darauf umstellen.

Ob dem KlÃ¤ger ein Arbeitsplatz auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
tatsÃ¤chlich vermittelt werden kann, ist rechtlich unerheblich, da bei vollschichtig
einsatzfÃ¤higen Versicherten der Arbeitsmarkt als offen anzusehen und das Risiko
der Arbeitsvermittlung von der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung und nicht von
der gesetzlichen Rentenversicherung zu tragen ist; dementsprechend bestimmte Â§
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43 Abs.2 Satz 4 SGB VI a.F., dass nicht berufsunfÃ¤hig ist, wer eine zumutbare
TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann und dass hierbei die jeweililge
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen ist (vgl. zum Vorstehenden
zusammenfassend den Beschluss des GroÃ�en Senats vom BSG vom 19.12.1996
â�� GS 2/95 = SozR 3-2600 Â§ 44 SGB VI Nr.8).

Der KlÃ¤ger, der keinen Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit hat, hat erst
recht keinen Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs.1
SGB VI a.F., weil er die noch strengeren Voraussetzungen des Begriffs der
ErwerbsunfÃ¤higkeit im Sinne des 2. Absatzes dieser Vorschrift nicht erfÃ¼llt. Nach 
Â§ 44 Abs.2 Satz 2 Nr.2 SGB VI a.F. sind solche Versicherte nicht erwerbsunfÃ¤hig,
die â�� wie der KlÃ¤ger â�� irgendeine BerufstÃ¤tigkeit noch vollschichtig
ausÃ¼ben kÃ¶nnen; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage erneut nicht zu
berÃ¼cksichtigen.

Auch nach den Â§Â§ 43, 240, 241 SGB VI n.F. hat der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf
Rente wegen Erwerbsminderung, da hiernach wie bisher ein Rentenanspruch
jedenfalls dann ausgeschlossen ist, wenn ein Versicherter einen zumutbaren
anderen Beruf vollschichtig bzw. mindestens sechs Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben
kann. Da die gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen von einem achtstÃ¼ndigen
LeistungsvermÃ¶ggen des KlÃ¤gers ausgehen, erfÃ¼llt er diese Voraussetzungen
ebenfalls nicht.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Ziffer 1 und 2 SGG zuzulassen,
liegen nicht vor.

Erstellt am: 10.03.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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